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esminister Dorothee Wilms: 

^ehrstellen- 
katastrophe findet 
nicht statt 
rufr ^önnen na^zu alle Jugendlichen mit be- 
We AusD',dun9smö9,icr,Ke'ten versorgt 
Bnlden' Das erK,arte der Bundesminister für 

"dung und Wissenschaft, Dorothee Wilms, 
I  r aktuellen Lage auf dem Ausbildungsstel- 
«nrnarkt. Die von der Bundesanstalt für Arbeit 

ren°AfentlScnten Zanlen und dle nocn verfü9ba- 
do A.USDl,dun9sP,atzkaPazitäten macnen 

Lok ' ua" a,e von v,e,en vornergeaagi© 
n, vTftellenkatastrophe auch in diesem Jahr 
'^"t stattfindet. Es gibt noch Probleme, aber 

dan    ,ie9en in einer solchen Größenordnung, 
8 sie mit vereinten Kräften zu lösen sind. 
er   Gesamtnachfrage   nach   Ausbildungsplätzen 

Plat °a" 760000 steht derzeit ein Gesamtausbildungs- 
2  Angebot von ca. 720000 gegenüber. Davon sind 
A 

m 30- September rund 700000 Stellen besetzt. Die 
konahl  der ^geschlossenen  Ausbildungsverträge 

ge t e damit innerhalb von 2 Jahren um ca- 70000 

b^steigert werden. Über 92% der Jugendlichen sind 
/eits zum 30. September voll versorgt; die Quote 

halb 
S|ch in den nächsten Wochen allein schon des- 

j    erhöhen, weil bei den Arbeitsämtern zum 30. 
Member noch 21164 nicht besetzte betriebliche 
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(Fortsetzung von Seite 1) 
Ausbildungsplätze gemeldet sind. Den 
bisher 58717 unversorgten Jugendlichen 
werden durch gemeinsame Anstrengun- 
gen der Wirtschaft, der Länder und des 
Bundes in den nächsten Wochen weitere 
Ausbildungsangebote gegenüberstehen. 
Die gesetzlich vorgegebene Datenerhe- 
bung zum Stichtag 30. September gibt ei- 
ne statistische Zwischenbilanz und ist 
nicht das Ende der Ausbildungsbemühun- 
gen. Die jetzt vorgelegten Zahlen eröffnen 
die Möglichkeit, die notwendigen geziel- 
tere Maßnahmen je nach Region und Per- 
sonengruppe zu ergreifen. Hierfür hat die 
Bundesregierung vorsorglich seit länge- 
rem in enger Abstimmung mit den Verbän- 
den der Wirtschaft, mit den Ländern und 
mit der Bundesanstalt für Arbeit sowie an- 
deren Beteiligten, die Ausbildungsplätze 
anbieten oder fördern, die notwendigen 
Vorbereitungen getroffen. Im einzelnen 
sind hierbei folgende Maßnahmen zu nen- 
nen: 

1. Die Wirtschaft wird in den nächsten 
Wochen ihre Anstrengungen fortsetzen, 
freie und freiwerdende Ausbildungsplätze 
zu besetzen und zusätzliche Plätze bereit- 
zustellen. Dadurch können noch 20000 
bis 25000 Bewerber in eine betriebliche 
Berufsausbildung vermittelt werden. 
2. Die Beauftragten der Ministerpräsiden- 
ten der Bundesländer haben verstärkte 
Anstrengungen für die Einrichtung von 
vollzeitschulischen Ausbildungsmaßnah- 
men mit Kammer- oder Schulprüfungen 
zugesagt. Ich halte insgesamt 15000 bis 
20000 derartige Ausbildungsplätze für 
möglich. Hier ist jetzt eine volle bedarfs- 
gerechte Umsetzung erforderlich und vor- 
gesehen. 
3. Nach Angaben aus den Ländern wer- 
den spezifische Landesprogramme im au- 
ßerschulischen Bereich ca. 5000 Ausbil- 
dungsplätze erbringen. 
4. Das Bundeskabinett hat sich auf eine 

Aufstockung der Mittel für das Benachtei- 
ligtenprogramm über den jetzt vorliege11' 
den Haushaltsansatz 1985 hinaus verstän- 
digt. Es wird dem Haushaltsausschuß des 
Deutschen Bundestages einen entspre- 
chenden   Vorschlag   mit   gleichwertig6" 
Einsparungen an anderer Stelle im Etat 

machen.  Die  Koalitionsfraktionen habe 
ebenfalls entsprechende Beschlüsse Qe' 
faßt. 
5. Außerdem werden durch die Bundes- 
anstalt für Arbeit zusätzliche zielgruppen' 
spezifische Qualifizierungsangebote nac 
dem   Arbeitsförderungsgesetz  gemacn • 
Hier werden 5000 Plätze zur Verfügung 
gestellt. Die jetzt vorliegende Statistik der 
Bundesanstalt   zeigt,   daß   das   Ausb»* 
dungsjahr 1984 insgesamt durch eine au 
ßergewöhnliche Steigerung der Gesarfl 
nachfrage der Jugendlichen nach Ausb' 
dungsplätzen gekennzeichnet ist. Dies 
Nachfrage ist nicht mehr nur demogr 
phisch zu erklären. Sie hängt mit der Z 
nähme der Attraktivität der betriebliche 
Ausbildung bei den jungen Menschen un 
einer begrüßenswerten Änderung im ^ 
dungsverhalten   zusammen.   Hinter   ° 
Nachfragesteigerung  stehen  aber au 
Arbeitsmarktprobleme.   Jugendliche,  ° 
nach Abschluß einer Erstausbildung ke. 
nen Arbeitsplatz finden können, wollen e 
ne weitere berufliche Qualifikation e^fl 

ben, um ihre Arbeitsmarktchancen zu e 
höhen. Rund 50% der Bewerber sind 
Jahre oder älter. 

Der  Zusammenhang   zwischen  *uS 

dungs- und Arbeitsmarkt wird auch dar- 
an deutlich, daß im süddeutschen R«"1" 
in Regionen mit geringer Arbeitslosig*6 

fast kein Lehrstellenproblem besteht, 
Nordrhein-Westfalen dagegen mit sein» 
hohen Arbeitslosigkeit ist bei den Aus- 
bildungsplätzen die Zahl der unversorg- 
ten Jugendlichen besonders groß. 

Das Bildungssystem der dualen Ausb1' 
dung kann aber die Probleme des Arbeits 
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CHINA-REISE 

Helmut Kohl: Besuch ein Signal für 
langfristige gute Beziehungen 
",c*i bin mit den Ergebnissen des Be- 
uchs und den Möglichkeiten, die 

. c" daraus ergeben, mehr als zu- 
ir» •""' erk,ärte Bundeskanzler Hel- 
Ch- *ohl nacn semer sechstägigen 

nina-Reise. „Mein Besuch soll ein 
9nal sein für eine langfristige In- 

^ndesrepublik Deutschland und 
v®r Volksrepublik China. Ein gutes 
•"Ijältnis zu China festigt unsere 
;®"ung in der Welt, öffnet der Wirt- 
J^aft neue Märkte, gibt der Indu- 

LT1* n©ue Impulse und sichert Arbeit 
n unseren Exportbetrieben." 

A bläßlich eines Abendessens, gegeben 
•/•vom Ministerpräsidenten der Volksre- 
„ D,'k China, Zhao Ziyang, erklärte Helmut 

u.a.: Kohl 
Ihn 
bin8-"  Einladun9.  Herr  Ministerpräsident, 

lch mit großer Freude gefolgt. Sie gibt 

"Hart      Gele9enneit- 'hrem großen Land 
derzubegegnen, das sich mir bei mei- 

•   ortsetzung von seite 2) 

nichkteS nicht losen- Die GruPPe der nocn 

2U v 
vermittelten Jugendlichen setzt sich 

Sch
3 aus Mädchen, meist mit guter schuli- 

-rei|
er. Vorbildung, zusammen. Der größte 

bild ser Jugendlichen sucht eine Aus- 
berT9 'n den kaufmännischen und Büro- 
ge 

en sowie sonstigen Dienstleistun- 
der i konzentriert sich der Großteil 
sch    9endlicr»en auf Gebiete mit regional- 
so v

Wacher Wirtschaftsstruktur. Es muß al- 
or allem darum gehen, regional geziel- 

nem ersten Besuch vor 10 Jahren tief und 
nachhaltig eingeprägt hat. 

Unsere Beziehungen sind schon jetzt aus- 
gezeichnet. Ihre Besonderheit und feste 
Grundlage sind das große Interesse und 
die Sympathie, die unsere Völker füreinan- 
der empfinden und sie am Geschick des 
anderen so lebhaft Anteil nehmen lassen. 
Die Voraussetzungen sind außergewöhn- 
lich gut für die beiderseitige Absicht, das 
deutsch-chinesische Verhältnis zum ge- 
genseitigen Nutzen noch weiter auszu- 
bauen. 

Die Volksrepublik China braucht Partner 
für ihr Jahrhundertwerk der Modernisie- 
rung. Die Bundesrepublik Deutschland ist 
eines der führenden Industrieländer der 
Erde. Wir sind willens und interessiert, die 
große Anstrengung Ihres Landes durch 
wirtschaftliches und entwicklungspoliti- 
sches Engagement und durch technologi- 
schen Austausch zu unterstützen. 

Das lebhafte und von uns sehr be- 

te Angebote vorrangig für Mädchen be- 
reitzuhalten. 

Alle Verantwortlichen bekräftigen, daß das 
Problem der Unterbringung der noch 
nicht vermittelten Jugendlichen in Ausbil- 
dung durch gemeinsames Bemühen ge- 
löst werden kann, daß ein Potential an 
Ausbildungsmöglichkeiten noch vorhan- 
den ist oder kurzfristig bereitgestellt wer- 
den kann und jetzt entsprechend der vor- 
bereiteten und abgestimmten Zielprojek- 
tion mobilisiert werden muß. 
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grüßte Interesse der Volksrepublik 
China an Westeuropa trifft sich mit 
der Absicht der von mir geführten 
Bundesregierung, die asiatischen 
Verbindungen meines Landes beson- 
ders zu pflegen und zu einem Schwer- 
punkt unserer Außenpolitik zu ma- 
chen. Dieser Absicht galten meine 
Besuche in Japan, Indonesien und In- 
dien vor einem Jahr. Mit meinem Be- 
such der Volksrepublik China und 
dem anschließenden Aufenthalt in Pa- 
kistan bekräftige ich dieses Ziel mei- 

* ner Außenpolitik. 

Dieser von beiden Seiten gewünschten 
noch engeren Zusammenarbeit stehen 
keine ernsthaften bilateralen Probleme im 
Wege. Auch die Unterschiedlichkeit unse- 
rer Gesellschaftordnungen ist für sie kein 
entscheidendes Hindernis. Wir gründen 
unsere Zusammenarbeit auf die gegensei- 
tige Respektierung der Unabhängigkeit 
und des eigenen Weges des anderen. 
Die deutsch-chinesische Zusammenarbeit 
soll unseren beiden Völkern dienen. Sie ist 
gegen niemanden gerichtet. Unsere bei- 
den Länder sind geographisch weit von- 
einander entfernt und haben sich mit un- 
terschiedlichen Lebens- und Umweltbe- 
dingungen auseinanderzusetzen. Den- 
noch leben wir in einer Welt, die wir mit 
anderen teilen und für die wir Mitverant- 
wortung tragen, vor allem Mitverantwor- 
tung für den Frieden. 
China ist ein riesiges Land mit der größten 
Bevölkerung der Erde. Es ruht nach Tradi- 
tion und Neigung in sich selbst und ist 
doch heute ein wesentliches und prägen- 
des Element des weltpolitischen Gleich- 
gewichts und damit des Weltfriedens. 
Die Bundesrepublik Deutschland ist nach 
Fläche und Bevölkerungszahl eine regio- 
nale Mittelmacht und in der exponierten 
Lage an einer Nahtstelle der Weltpolitik. 
Sie leistet ihren Beitrag als Mitglied zweier 
Gemeinschaften:  Die Atlantische Allianz 

ist eine Wertegemeinschaft und ein Verte 
digungsbündnis der Völker der westliche 
Welt, die uns Sicherheit gibt. Die Europäi- 
sche Gemeinschaft bestimmt unsere P°' 
tische, wirtschaftliche und soziale Zu 

kunft. 
Ich sehe es als eine meiner wichtig 
sten Aufgaben an, daran mitzuwi»*6 

daß Europa auf dem Weg zur po"1 

sehen Einheit energisch voranschre 
tet. Nur ein geeintes Europa kann s* 
ner Verantwortung in der Welt 9ere, 
werden. Die Sympathie, mit der Chin 
diese Entwicklung Europas beobac"' 
tet, verzeichnen wir mit großer G 
nugtuung. 

Die gemeinsame Mitverantwortung un 

rer Länder und Völker bezieht sich heu. 
im Zeitalter der MassenvernichtungsW 
fen zuallererst auf die  Bewahrung ö 

Friedens. Sie ist Voraussetzung für a" 
andere, unser Überleben, unsere r\» 
Hoffnungen und Ziele. Aber ich beto _ 
Es geht um die Sicherung des Friedens 
Freiheit und Unabhängigkeit. 
Freiheit und Unabhängigkeit eines Wenr^ 
sen jedoch sind in ständiger Gefahr 
und damit auch der Friede. Daher ist rn 
Land, ist die westliche Allianz entschio^ 
sen, das Gleichgewicht der Kräfte * 
recht zu erhalten, und sie haben das 
wiesen. 

da- 
inert1 Genauso entschlossen  streben wir 

nach,  dieses  Gleichgewicht  auf  *' 
möglichst niedrigen Niveau der ^uS^af. 
gen herzustellen, mit immer weniger 
fen auf beiden Seiten. So sind und biß' 
Rüstungskontrolle und Abrüstung intre^er 

le und hochrangige Bestandteile upse
ng 

Sicherheitspolitik. Dies hat die Ratstag^ 
des Bündnisses im Mai dieses Jahres 
neut bekräftigt. . 
Die unverminderte Bereitschaft des B 
nisses zu Verhandlungen über Abrüs 
und Rüstungskontrolle geht einher 
dem Angebot des Westens an die Sowj 
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dUr . Und 'hre Verbündeten und weltweit, 
K0nt , Dialo9. durch mehr menschliche 
arbe? und wirtschaftliche Zusammen- 
biß das west-östliche Verhältnis zu sta- 
^   erer> und zu verbessern. 

be J1 'Cn. meiner Hoffnung Ausdruck ge- 
Narki.   dieses Angebot von allen unseren 
"vnbam 

fen Wird 
im Osten schließlich aufgegrif- 

r°Pa "' S0 desr,a'b- weil niemand in Eu- 
r°Päian der Entwicklun9. die zu einer eu- 
ein n®2en Friedensordnung führen soll, 

Sch«Vo|k 

,ßeres Interesse hat als das deut- 
. das in zwei Staaten leben muß. 

ein mÖOhte dankbar würdigen, daß 
n Land vom weltpolitischen Gewicht 

^[Volksrepublik China für die Ein- 
11 meines Volkes eintritt. Wir wer- 

p .   We'terhin auf einen Zustand des 
I  ®dens in ganz Europa hinarbeiten, 

Seih"1 das deutscne Vo,k in freler 

bstbestimmung seine Einheit wie- 
m rerl"ngt. Dabei sind auch künftig 
Q Bundesregierung  Krieg  und 

Walt keine Mittel der Politik. 

Ql6j^
nü9t nicht, Frieden, Stabilität und 

W6st 
9ew'cht   im   Verhältnis   zwischen 

Und sUnd °st zu sichem- Auch Konflikte 
r(jhre 

Pannur>gen in der Dritten Welt be- 
schaft Sicherheit der Völkergemein- 

Öie fil 
ihren g

ndesrepublik  Deutschland  leistet 
v d   

eitra9 zu einer friedlichen Lösung 

Sten 2ü" den Ausbau unserer Beziehun- 
^    u den Ländern der Dritten Welt, 

9eriCk[Ch unsere auf Frieden und Stabilität 
•''On** lr>itiativen in den Vereinten Na- 
^ner< und 

^treQj     die Förderung regionaler und in- 
Wir b °naler Zusammenarbeit. 
'^o»?^?'88" ein beträchtliches entwick- 
<ter Mi?tisches Engagement, mit dem 

Mitve 
wir 

<% dje   erantwortung Rechnung tragen, 
*Uch d- ndus*rieländer des Westens, aber 

e des Ostens für eine Verbesse- 

rung der wirtschaftlichen und sozialen 
Verhältnisse in der Dritten Welt haben. 
Das Streben der Länder der Dritten Welt 
nach Eigenständigkeit, Ungebundenheit 
und Freiheit ist für uns ein wichtiger Fak- 
tor internationaler Stabilität. 

Ich habe an das Streben der Deutschen 
nach Selbstbestimmung erinnert und fest- 
gestellt, daß Konflikte in der Dritten Welt 
auch unsere Sicherheit berühren. Folge- 
richtig treten wir für das freie Selbstbe- 
stimmungsrecht der Völker Afghanistans 
und Kambodschas ein und verlangen den 
Abzug aller fremden Truppen aus ihren 
Ländern. Beides gehört zu den wesent- 
lichsten Voraussetzungen für eine dauer- 
hafte Lösung. 
Unser Verhältnis ist seit Wiederaufnahme 
der diplomatischen Beziehungen vor 12 
Jahren zum gegenseitigen Nutzen immer 
enger geworden. Der politische Dialog hat 
sich vertieft; Wirtschaft und Handel haben 
sich ausgeweitet. Eine Reihe von Abkom- 
men geben unserer Zusammenarbeit auf 
wichtigen Gebieten eine feste Grundlage 
und gute Ausbaumöglichkeiten. 

Eine wichtige Dimension kann ich zu 
meiner großen Freude hier bei diesem 
Besuch hinzufügen: Die Bundesrepu- 
blik Deutschland wird mit der Volksre- 
publik China auch die finanzielle Zu- 
sammenarbeit aufnehmen und damit 
die 1982 mit technischer Zusammen- 
arbeit   begonnene   Kooperation   auf 
entwicklungspolitischem Gebiet ver- 
vollständigen. 

Unter den Gebieten, auf denen wir noch 
mehr tun können, möchte ich die kulturel- 
len  Beziehungen als erste nennen. Sie 
sind es, die die Völker besonders fest und 
dauerhaft miteinander verbinden und die 
auch Stürme und Belastungen überste- 
hen. 
Mir liegen vor allem der Studentenaus- 
tausch und die Sprachförderung am Her- 
zen. Sie sind besonders geeignet, das ge- 
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genseitige Verständnis zu vertiefen und 
die unmittelbare menschliche Verständi- 
gung zu erleichtern. Damit schaffen wir 
die Grundlagen für engeres Zusammen- 
wirken auch in allen anderen Bereichen. 
Die deutsche Wirtschaft ist gewillt und in 
der Lage, sich noch stärker als bisher an 
Chinas wirtschaftlicher Modernisierung zu 
beteiligen. Sie ist insbesondere — auf der 
Grundlage gegenseitigen Nutzens — zu 
einem weitreichenden Transfer von Tech- 
nologie bereit. 

Wichtige neue Ansatzpunkte für die wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit sehe ich in 
den Schlüsselbereichen Ihres wirtschaftli- 
chen Aufbaus: Dem Verkehrs- und dem 
Energiesektor. Hier sind einige Großpro- 
jekte im Gespräch, bei denen die deut- 
sche Industrie über besondere Erfahrun- 
gen verfügt, die auch Chinas Fortschritt 
dienen können. 

Ich freue mich, daß wir im Verlauf meines 
Besuchs eine Kooperationsabkommen im 
Bereich der Binnenschiffahrt unterzeich- 
nen werden. 

Als weiteres Feld der Zusammenar- 
beit nenne ich das chinesische Mo- 
dernisierungsprogramm für bestehen- 
de Industriebetriebe. Hier können ge- 
rade die mittleren und kleineren hoch- 
spezialisierten Unternehmen meines 
Landes beratend und helfend mitwir- 
ken, Ihr Konzept zur Verbesserung 
der Produktivität Ihrer Betriebe zu 
verwirklichen. 

Ich nenne die wissenschaftlich-technolo- 
gische Zusammenarbeit, die sich heute 
bereits auf zweiundzwanzig Feldern voll- 
zieht. Voraussetzung für den Aufbau einer 
modernen Volkswirtschaft ist die Beherr- 
schung moderner Technologien und die 
Heranbildung von geschulten Fachkräften, 
von Ingenieuren und Forschern. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat im- 
mer wieder betont, daß zu einem florieren- 

den bilateralen Handel auch ein Transfe 
moderner Technologie gehört. 
Erst  vor  wenigen   Monaten  wurden ' 
Bonn ein Abkommen über die Zusammen' 
arbeit  bei  der friedlichen  Nutzung de 

Kernenergie und eine Vereinbarung ü&? 
Zusammenarbeit bei der Weltraumtechn' 
unterzeichnet. Damit haben wir zwei be 

deutende   Gebiete   für   unsere   wisset 
schaftliche und industrielle Zusammen^ 
beit erschlossen. Sie können unseren 0e' 
Ziehungen wichtige Impulse geben. 
Herr Ministerpräsident, mein Besuch, &e 

dem wir nach den Begegnungen unsere 
Amtsvorgänger in den Jahren 1975 ^n 

1979 das unmittelbare Gespräch auf & 
Ebene  der Regierungschefs fortsetze"' 
kommt zum rechten Zeitpunkt. 
Wir haben bei uns zu Hause einen neue 
Aufschwung   eingeleitet  und   damit zu 
gleich bessere Voraussetzungen für unse 
Wirken nach außen geschaffen. Die b*' 
sonders große Zahl wichtiger Persönlich 
keiten aus dem politischen, Wirtschaft' 
chen, wissenschaftlichen und kulturelle 
Leben meines Landes, die mich auf diese 
Reise  begleiten,   ist  Ausdruck  unsere 
großen Interesses an einer breiten und 

vielfältigen   Zusammenarbeit   mit   Ihren*1 

Lande. 

Bruno Heck als Vorsitzender 
wiedergewählt 
Bundesminister a. D. Bruno Heck wurde 
auf der Mitgliederversammlung der Kon' 
rad-Adenauer-Stiftung erneut für z^e' 
Jahre in seinem Amt als Vorsitzender de 
Stiftung bestätigt. Gleichzeitig wurden die 
bisherigen Mitglieder des Vorstandes wie' 
dergewählt und darüber hinaus der Vor' 
stand um vier Mitglieder erweitert: Fraü 

Professor Elisabeth Noelle-Neumann, Pr°' 
fessor Paul Mikat (bisher kooptiertes Mjt' 
glied), Professor Hans-Peter Schwa^ 
Köln, und Professor Michael Stürmer, Er' 
langen. 
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TREFFEN DER GENERALSEKRETÄRE 

Umweltprobleme standen im 
Mittelpunkt der Beratungen 
^ntraies Thema des bereits tradi- 
J^ellen Treffens der Generalsekre- 
Q* der christdemokratischen Par- 
£|*n Deutschlands, Österreichs, der 
*ct|Weiz, Südtirols und Liechten- 
1 JJJs, das am Samstag, 6. Oktober 
^j** in St. Lorenzen beendet wurde, 
irk*11 *"e Probleme des grenzüber- 
L^reitenden Umweltschutzes. Da- 
£• wurde über die Notwendigkeit ei- 
^r gemeinsamen Umweltpolitik ins- 
*sondere im Kampf gegen die alar- 

Qn'erenden Waldschäden völlige 
^reinstimmung erzielt. 

Q'e Generalsekretäre der christdemo- 
kratischen Parteien sehen in der Luft- 

§ rh
Scnnr»Jtzung eine Hauptursache für die 

j hädigung der Wälder. Die Bekämpfung 
r Luftverschmutzung ist daher eine vor- 
ige Aufgabe in der Umweltpolitik. 

j. Politiker aus den deutschsprachigen 
j: n<tern Mitteleuropas unterstrichen die 
. "^endigkeit bei der Energiegewinnung, 

der industriellen Produktion, in den pri- 
j ten Haushalten und beim Verkehr eine 
. rr'ngerung des Schadstoffausstoßes 
'erbei2Uführen. 

^ s Problem der Luftverschmutzung 
T«i? Autoab9ase stellt einen wichtigen 
^JasPekt im Kampf gegen den „sauren 

9en" dar. Die Herabsetzung der Schäd- 
ig 9renzwerte und die Entbleiung des 
?üf"2'ns s'nc' so rascn w'e möglich durch- 

ren. Die entsprechenden Beschlüs- 
aer deutschen Regierung werden be- 

Srh ' We" ^e Pe9'erun9 'n Borir» damit 
nr'ttmacherdienste für ganz Europa lei- 

stet. Die Vertreter der Schweizer CVP und 
der österreichischen Volkspartei unter- 
streichen ihrerseits die Absicht, noch vor 
Wirksamwerden der strengen deutschen 
Vorschriften die Schadstoffgrenzwerte 
drastisch reduzieren zu wollen. 

Grundsätzlich zeigen die Fragen der Ben- 
zinentbleiung und Schadstoffreduktion bei 
den Autoabgasen, daß die Probleme eher 
mit marktwirtschaftlichen Anreizen als 
durch dirigistische Eingriffe gelöst werden 
können. Gerade der Umweltschutz zeigt 
abermals deutlich, daß es zur modernen 
Industriegesellschaft keine Alternative 
gibt, doch gibt es innerhalb der Industrie- 
gesellschaft wirtschaftlich und ökologisch 
vernünftige und humane Alternativen. 

Die Generalsekretäre von CDU, CSU, 
ÖVP, CVP, SVP sowie VU und FBP warnen 
vor Resignation und Mutlosigkeit gegen- 
über den, zugegeben großen, Aufgaben 
im Bereich des Umweltschutzes. 

Zur Lösung der Umweltprobleme brau- 
chen wir eine Koalition zwischen einer 
kompetenten, klar analysierenden Wissen- 
schaft und einer problembewußten, ratio- 
nalen und zielklaren Politik. 

Neben den Beratungen über ein gemein- 
sames Vorgehen in Umweltfragen disku- 
tierten die Generalsekretäre über die wirt- 
schaftliche Entwicklung und die aktuelle 
politische Situation in den einzelnen Län- 
dern. 
Von deutscher Seite nahmen an dem Tref- 
fen die Generalsekretäre Heiner Geißler 
und Gerold Tandler (CSU) teil. 
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TEMPOLIMIT 

Bei Ge- und Verboten 
sollten die 
Auswirkungen sehr 
genau bedacht werden 

Wieder einmal wird die Forderung 
nach allgemeinen Geschwindig- 
keitsbeschränkungen laut. Nachdem 
in der Vergangenheit zunächst aus 
Gründen der Verkehrssicherheit, 
dann wegen möglicher Benzinein- 
sparungen ein Tempolimit gefordert 
wurde, ist es heute der Umwelt- 
schutz, der zur Begründung dieser 
staatlichen Reglementierung herhal- 
ten muß. Allerdings werden bis jetzt 
lediglich theoretische Hochrechnun- 
gen über den möglichen Nutzen an- 
gestellt. 

Jüngstes Beispiel hierfür sind die Zahlen 
des Umweltbundesamtes. Danach wür- 

de ein Tempolimit den Ausstoß von Stick- 
oxiden um jährlich 182000 Tonnen verrin- 
gern. Das wären mehr als 18 Prozent der 
von Personenwagen ausgestoßenen Men- 
ge. Diese Zahl muß jedoch im Gesamtzu- 
sammenhang gesehen werden. Wenn man 
zugrunde legt, daß die Umwelt jährlich mit 
3,1 Millionen Tonnen Stickoxiden belastet 
wird, so beträgt die vom Umweltbundes- 
amt errechnete Menge knapp sechs Pro- 
zent. 

Ein Gutachten von Prof. Steierwald (Uni- 
versität Stuttgart) kommt zu dem Ergeb- 
nis, daß bei sinkender Geschwindigkeit 
der Ausstoß von Kohlenmonoxid und Koh- 
lenwasserstoffen steigen kann und somit 

die  Reduzierung der Stickoxide wie°e 

aufgehoben wird. 

Außerdem liegt die durchschnittliche Ge' 
schwindigkeit  für   Pkw   nach   neueste 
Messungen der Bundesanstalt für St0 
ßenwesen auf Bundesautobahnen gegen^ 
wärtig zwischen 110 und 115 km/h und & 
Außerortsstraßen bei 75 km/h. Auf Land' 
Straßen  gibt  es Tempo  80 also heu 
schon. Durch eine allgemeine GeschW'nj 
digkeitsbeschränkung auf Autobahnen au 

100 km/h würde nur eine geringfüQß 
Senkung der „tatsächlichen"  GeschW"]' 
digkeit erreicht, die folglich die Schadstoff 
emissionen von Kraftfahrzeugen auch n 
unwesentlich verringern könnte. 
Im  übrigen würde die Tempobeschrän 

kung nur für einen verschwindend gerlP 

gen Teil der Straßen gelten. In der Bun' 
desrepublik Deutschland haben wir run 
480000 Kilometer Autostraßen  und "ü 
8000 Kilometer Autobahn. Für Land- ^n 

Stadtstraßen gelten bereits Geschwind'9' 
keitsbeschränkungen. Auf 2000 K\\o&e' 
tern des 8000 Kilometer langen Autobar»"' 
netzes bestehen bereits ebenfalls aus un 

terschiedlichen   Gründen   Geschwind'9 
keitsbegrenzungen. Es bleiben also run 
6000 Autobahnkilometer, die für JemP0 

100" in Frage kämen. 

Bei  staatlichen  Geboten  und  Verbot^ 
sollten die Voraussetzungen und Aus^1 

kungen sehr genau bedacht werden. 0eS 

halb hat sich die Bundesregierung für e 

nen Großversuch mit konkreten Ab9a5 

messungen   bei   unterschiedlichen 
schwindigkeiten und Fahrsituationen en<' 

schieden. Die Prüfung aller Ergebnis5 

wird dann zeigen, ob die Einführung eine 

allgemeinen Geschwindigkeitsbeschräf1 

kung auf Autobahnen sowie auf Landstf* 
Ben wirklich einen bedeutenden Beitf» 
zur Verringerung der Schadstoffemiss'0' 
nen von Kraftfahrzeugen leisten könnte- 
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SPD 

Zahlreiche Parteiaustritte wegen 
Zickzackkurs in Buschhaus 
Zu den Massenaustritten in der 
"elmstedter SPD im Zusammenhang 
"m der arbeitnehmerfeindlichen Hal- 
Jj^g der Sozialdemokraten zum 
Kohlekraftwerk Buschhaus stellt der 
parlamentarische Staatssekretär 
°eim Bundesminister für wirtschaftli- 
che Zusammenarbeit, Volkmar Köh- 
lef, fest: 

Wor wenigen Tagen besuchten 35 Funk- 
* tionäre und Mitglieder der IG Bergbau 

*Us dem Helmstedter Braunkohlerevier 
den Deutschen Bundestag. Zum Abschluß 
®'nes längeren Gespräches dankten sie in 
^erzeugender Weise der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion und der niedersächsi- 
Schen Landesregierung für das redliche 
Und engagierte Bemühen, beim Mei- 
nungsstreit über das Kohlekraftwerk 
8lJschhaus die lebenswichtigen Umweltin- 
teressen mit der Erhaltung der Arbeits- 
P'ätze im Südkreis Helmstedt in Überein- 
stimmung zu bringen. 
D'e Betriebsräte der BKB haben stets 
j:nergisch für die Inbetriebnahme von 
°uschhaus gekämpft. Sie wissen, daß der 
südkreis Helmstedt verelenden müßte, 
w®nn die Zukunft der BKB nicht gesichert 
Wlrd, und sie wissen, daß die überwälti- 
gende Mehrzahl der Menschen vor Ort 
JJ'cht anders denkt. Der Zickzackkurs der 
spD, die noch im Frühjahr die Inbetrieb- 
nahme von Buschhaus auch ohne Ent- 
schwefelungsanlage befürwortete und mit 
e|ner späteren Nachrüstung zufrieden 
War. dann aber um 180 Grad schwenkte 
und den Bergleuten lediglich inhaltslose 
°eschäftigungsgarantien   versprach,   ist 

von den Menschen im Helmstedter Braun- 
kohlerevier längst durchschaut worden. 
Es war ja auch fast bedauernswert, wie im 
Laufe der Diskussion die SPD-Abgeordne- 
ten dieses Raumes mehrfach ihre Mei- 
nung ins Gegenteil verkehren mußten. 

So ist es kein Wunder, daß der Vorstand 
des SPD-Unterbezirks Helmstedt zuge- 
ben mußte, daß in den letzten Wochen 90 
Parteimitglieder, das sind rund fünf Pro- 
zent der Gesamtzahl, wegen der Busch- 
haus-Politik ihre Partei verlassen haben. 
Die meisten dieser ehemaligen Mitglieder 
stammen aus den unmittelbar betroffenen 
Dörfern. Sie gingen, obwohl der BKB-Be- 
triebsrat die Beschäftigten gebeten hatte, 
in ihrer Partei zu bleiben und für ihre Sa- 
che einzustehen. Schließlich mußten sie ja 
auch sehen, wie unglaublich die SPD mit 
dem IG-Bergbau-Vorsitzenden Adolf 
Schmidt umsprang, der zu keiner Minute 
bereit war, die Interessen der von ihm ver- 
tretenen Kollegen zu vergessen. 

Während die Helmstedter SPD sich mit 
dem Problem schwertat, hatte der be- 
nachbarte Wolfsburger SPD-Unterbezirk 
schon längst die grüne Fahne gehißt und 
scharf gegen die Haltung der Helmstedter 
Bergleute und ihrer politischen Vertreter 
polemisiert. So ist es für jedermann sicht- 
bar, daß diese heillos zerstrittene Partei 
im Helmstedter Revier einen schweren 
Vertrauensverlust erlitten hat. Die Helm- 
stedter Bergleute wissen, wer ernsthaft 
für die Arbeitsplätze und zugleich für den 
Schutz der Umwelt sorgt: die CDU in Han- 
nover und Bonn. 
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PARTEI 

Grundsätze der CDU 
zu Schulen 
in freier Trägerschaft 
Der Bundesfachausschuß Kulturpoli- 
tik „Schulen in freier Trägerschaft" 
hat folgenden Grundsatzbeschluß 
gefaßt: 

Das Grundgesetz normiert in Artikel 7, 
Absatz 4 eine prinzipielle Gleichran- 

gigkeit des staatlichen und nichtstaatli- 
chen Schulwesens. Ersatzschulen erfüllen 
ebenso wie das staatliche Schulwesen öf- 
fentliche Bildungsaufgaben. Aus der ver- 
fassungsrechtlich gebotenen Gleichran- 
gigkeit und Gleichwertigkeit folgt jedoch 
nicht die Gleichartigkeit beider Schulbe- 
reiche. Privatschulfreiheit findet im Grund- 
gesetz den Schutz einer institutionellen 
Garantie. Der Normenbereich des Artikel 
7, Absatz 4 GG sichert den Privatschulträ- 
gern einen umfassenden Anspruch auf 
Gewährleistung und aktive Unterstützung 
der Privatschulfreiheit durch den Staat. 
Darin liegt zugleich eine Konkretisierung 
des Elternrechts nach Artikel 6, Absatz 2 
GG. 

* Der Staat hat in Wahrnehmung seiner Für- 
sorgepflicht gegenüber Schülern und El- 
tern die Gleichwertigkeit der Schulab- 
schlüsse zu sichern. Schulen in freier Trä- 
gerschaft sind im Rahmen der Gesetze 
frei in der Ausprägung ihres besonderen 
pädagogischen Profils. Privatschulrechtli- 
che Vorschriften sollen ihre Andersartig- 
keit gewährleisten und ihren Freiheits- 
raum anerkennen. Zur gesicherten Wahr- 
nehmung der Privatschulfreiheit zählt bei 
den Ersatzschulen auch der Anspruch auf 
staatliche Leistungen. Abschlüsse und 
Berechtigungen als Ergebnis gleichwerti- 
ger Leistungen der Schulen in privater 
Trägerschaft haben Anspruch auf staatli- 
che Anerkennung. 

Unabhängig von der verfassungsrechtli- 
chen Legitimation entspricht die Privat- 
schulfreiheit als ordnungspolitische Kon- 
zeption den fundamentalen Vorstellungen 
der Union. Privatschulfreiheit ist: 
— Ausdruck einer pluralistisch verfaßten 
Gesellschaft; 
— Konkretisierung des elterlichen Erzie- 
hungsrechts; 
— Absage an ein staatliches Schulmono- 
pol; 
— praktiziertes Subsidiaritätsprinzip; 
— Chance für eigenständige pädagogi- 
sche Entwicklungen; 
— Chance zum Wettbewerb innerhalb 
des gesamten Schulwesens. 
Damit Verfassungsnorm und Verwaltungs- 
praxis sowie die Ziele der Union und ihre 
konkreten bildungspolitischen Vorgehens- 
weisen gegenüber den Privatschulen sich 
nicht auseinanderentwickeln, sind folgen- 
de Minimalforderungen zu beachten: 

1. Der Rückgang der Schülerzahlen darf 
nicht dazu führen, daß der Bestand des 
staatlichen Schulwesens auf Kosten der 
Privatschulen gesichert wird; die Errich- 
tung neuer Privatschulen bleibt weiterhin 
möglich. 

2. Auch bei einer Verschlechterung der 
öffentlichen Haushaltslage müssen die 

nanziellen staatlichen Leistungen an die 
Privatschulen so bemessen sein, daß die- 
se ihren Bestand sichern, die unabweisba- 
ren Personal- und Sachkosten für einen 
geordneten Schulbetrieb aufbringen und 

ihre besondere pädagogische Arbeit fort- 
setzen können. Eine Sonderung der Schu- 
ler nach den Besitzverhältnissen der 
tern muß ausgeschlossen bleiben. 

3. Die Sicherung der Privatschulfreiheit ist 
in erster Linie Aufgabe der Länder. De 
Bundesfachausschuß Kulturpolitik fordert 
die CDU-Landesverbände und die Man- 
datsträger der CDU in den Ländern aut, 
die Privatschulfreiheit in dem durch Artikel 
7 GG gegebenen Rahmen in allen Ländern 
zu sichern. 
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BUNDESFACHAUSSCHUSS SPORT 

Konzept zur Förderung des 
Leistungssports wird weiterentwickelt 
Der Bundesfachausschuß Sport der 
CDU hat sich auf seiner Sitzung in 
Bonn mit der Auswertung der Olym- 
pischen Spiele 1984 befaßt. Bericht- 
erstatter waren Bundestrainer Emil 
°eck, Leichtathletik-Präsident und 
NOK-Mitglied Prof. Dr. August 
Kirsch, Manfred von Richthofen vom 
Bundesausschuß für Leistungssport 
sowie Dirk Fischer, MdB, der als Par- 
Qhientarier die Spiele in Los Ange- 
les beobachtet hat. 

Aus den Berichten und Analysen über 
die Olympischen Spiele ergeben sich 

folgende Feststellungen und Forderungen 
fü«" die zukünftige Arbeit: 

•• Die von Bundesregierung und Sportor- 
ganisationen bereitgestellten Mittel haben 
ausgereicht, den Olympiamannschaften 
aus der Bundesrepublik Deutschland eine 
erfolgreiche Teilnahme an den Spielen zu 
^möglichen. Angesichts der rapiden Ent- 
wicklung im Hochleistungssport wird der 
blsherige Einsatz der Sportförderungsmit- 

61 aber nicht ausreichen, den hohen Lei- 
stungsstand zu halten. Eine Verbesserung 

®r Sportförderung kann nur über einen 
Effektiveren Mitteleinsatz erzielt werden, 

azu zählen z. B. eine stärkere Ausnut- 
Un9 der vorhandenen Trainingsmöglich- 
e|ten sowie eine bessere Koordination 

r Trainingsarbeit auf den verschiedenen 
tbenen. 

Der Trainer als sportlicher, sozialer und 
[^ökologischer Betreuer gewinnt in Zu- 

noch mehr Bedeutung. Traineraus- kunft 
bild ung und -fortbildung sowie Überprüfen 

des bisherigen Vergütungssystems sind 
Aufgaben, denen sich Sport und Politik 
stellen müssen. 

3. Die Spiele von Los Angeles haben ge- 
zeigt, daß die Sportler anfälliger für Verlet- 
zungen geworden sind. Dies ist auch auf 
die hohen Anforderungen durch die stei- 
gende Zahl von internationalen Begegnun- 
gen zurückzuführen. Der Bundesfachaus- 
schuß Sport fordert daher, die sportmedi- 
zinische Betreuung der Athleten zu ver- 
bessern und die sportwissenschaftlichen 
Erkenntnisse mehr als bisher in die Praxis 
umzusetzen. 
4. Wenn die Bundesrepublik Deutschland 
ihren Weltrang im Spitzensport halten will, 
müssen die Rahmenbedingungen verbes- 
sert werden, in denen sich der Leistungs- 
wille der Athleten optimal entfalten kann. 
Die soziale Betreuung und Absicherung 
der Sportler ist nach wie vor unzurei- 
chend. Frühzeitige Abstimmung zwischen 
den Erfordernissen des Trainings einer- 
seits und der Wahrung der Chancen in 
Ausbildung und Beruf andererseits, wie 
dies bereits beispielhaft im Fechtzentrum 
Tauberbischofsheim praktiziert wird, ist 
notwendige Voraussetzung zur Leistungs- 
steigerung. 
Der Bundesfachausschuß Sport der CDU 
wird gemeinsam mit dem Kreis seiner akti- 
ven Sportler diese Ergebnisse vertiefen 
und sein Konzept zur Leistungssportför- 
derung weiterentwickeln. Er wird sich 
schwerpunktmäßig um eine Verbesserung 
der sozialen Absicherung der Athleten be- 
mühen und konkrete Lösungsvorschläge 
erarbeiten. 
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WIRTSCHAFT 

Neuer Rekord: 
Inflationsrate sinkt auf 
1,5 Prozent 
Die Wirtschaftspolitik der Bundesre- 
gierung ist erfolgreich. Die neuesten 
Daten stellen dies erneut unter Be- 
weis: die Preissteigerungsrate liegt 
hegte bei 1,5 Prozent. Dies ist die 
niedrigste Rate seit 15 Jahren und 
bedeutet für die Bürger eine Zunah- 
me des Realeinkommens. Die Lei- 
stungsbilanz befindet sich im Gleich- 
gewicht. Das Zinsniveau hat in der 
letzten Zeit leicht nachgegeben. Die 
Arbeitslosigkeit ist zwar weiterhin 
sehr hoch, allerdings liegt die Kurz- 
arbeit im September 1984 um 44 Pro- 
zent unter dem Vorjahresniveau. Hat- 
ten wir Anfang 1983 noch 1,2 Millio- 
nen Kurzarbeiter, so sind es heute 
nur noch 260000. 

Erfreulicherweise befindet sich unsere 
Volkswirtschaft nach den langen Tarif- 

auseinandersetzungen des Frühjahres 
wieder auf dem Wachstumspfad, stellt 
Matthias Wissmann, wirtschaftspolitischer 
Sprecher der Bundestagsfraktion, fest. Im 
zweiten Vierteljahr war das Bruttosozial- 
produkt gegenüber dem ersten Vierteljahr 
um 1,5 Prozent zurückgegangen. Auf- 
grund der Auftragseingänge, der Steige- 
rung der Industrieproduktion und des Ex- 
ports sowie der Anstrengungen vieler Un- 
ternehmen, die Produktionseinbußen auf- 
zuholen, erscheint es durchaus reali- 
stisch, daß wir das im Jahreswirtschafts- 
bericht erwartete Wachstum von 2,5 Pro- 
zent erreichen werden. 
Die Bundesregierung und die Koalitions- 
fraktionen haben durch die Haushaltskon- 
solidierung, die Tarifreform bei der Lohn- 

und Einkommensteuer und das Beschäfti- 
gungsförderungsgesetz in der Wirt' 
schaftspolitik die Voraussetzungen ge* 
schaffen, daß sich die positive gesamtwirt- 
schaftliche Entwicklung auch 1985 fortset- 
zen kann. 
Der Gewinn an Kaufkraft ist für die Bürge1" 
unseres Landes enorm, erklärt der stell- 
vertretende Vorsitzende der Bundestags- 
fraktion, Hansheinz Hauser (Krefeld). Je" 
der Prozentpunkt unterbliebener Inflation 
führt bei einem verfügbaren Einkommen 
der privaten Haushalte von etwa 1100 M»' 
Harden DM in diesem Jahr bei unseren 
Bürgern zu einem Kaufkraftgewinn von 
rund 11 Milliarden DM. 1981 stiegen die 
Verbraucherpreise um 6,3 Prozent unjj 
1982 um 5,3 Prozent. Jetzt sind wir bei 1P 
Prozent angelangt. Das ist gegenubS) 
1981 in einem Jahr ein Mehr von über 5^ 
Milliarden DM Kaufkraft. Damit steht die 
zentrale Rolle einer stabilen D-Mark fürai" 
le, seien es Arbeitnehmer, Unternehmer. 
Arbeitslose oder Rentner, außer jedem 
Zweifel. Das ist mehr als jede Steuerentla- 
stung, jede Sozialmaßnahme oder jed 
Subvention jemals leisten könnte. Diese 
Erfolg kann nicht das Ergebnis v0 

Nichtstun oder einer schlechten Pollj!* 
sein. Stabiles Geld hat eine richtige PoJJ* 
zur Voraussetzung. Mit der jetzt err&c ' 
ten stabilen D-Mark ist die wichtigste Wei- 
chenstellung für eine weitere Aufwärtsen 
Wicklung erfolgt. 
Die erfolgreiche Sparpolitik seit der Wen- 
de und die geplante Steuerentlastung JJ 
gen, daß es mit der Ausbeutung der Bu " 
ger durch den Staat ein Ende hat. Für

(?' 
Zukunft ist es entscheidend, daß die so- 
ziale  Marktwirtschaft wieder von eine 

hohen moralischen Niveau der Bürger g 
tragen wird. Hierzu leistet der Staat seine 
Beitrag, wenn er den Bürgern die Frücn 
ihrer Arbeit beläßt. Das ist das Ziel unse- 
rer Stabilitätspolitik, die das Gemeinwon 
über partikulare Interessen stellt. Unse 

entschlossene Absage an die alles ver^ 
tende Inflationsmentalität wird von uns - 
ren Bürgern zunehmend verstanden. 
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NRW-WAHLANALYSE 

CDU in den Räten klar vorn 
Z0** zum Teil herber Verluste bei 
3n

n Kommunal wählen in NRW am 
"September 1984 bleibt die CDU 
'kommunaler Ebene die dominie- 

sieh 6 polltlsche Kraft- Djes er9'bt 

Im   aus elner von der Kommunalpo- 
"schen Vereinigung der CDU (KPV) 

Ie7 S6le9ten Bilanz auf der Basis al- 
^ommunen. 
Qanach hat nämlich die CDU in Nord- 

rhein-Westfalen 9516 Mandate errun- 
ir» nj:wänrend die SPD mit nur 8258 Sitzen 

HiuR    Stagen und Räten zufrieden sein 

QJN.| erblüffung ist um so größer, weil die 
I u mit 42,2 Prozent der Stimmen von 
gesamt 3447222 Wählern nur auf den 
^eiten Platz kam. Die SPD hingegen wur- 
4 

2üm offiziellen Sieger erklärt, da sie 
d6r o

rozent auf sicn vereinte und dies mit 
Qunst von 3469962 Wählern. 

Des Rätsels Lösung liegt — laut NRZ — 
im Kommunalwahlgesetz begründet. Da- 
nach hat eine Gemeinde mit 5000 Einwoh- 
nern 21 Ratsmandate zu vergeben, es 
kommt also auf 238 Einwohner ein Sitz im 
Kommunalparlament. In einer Stadt von 
30000 Einwohnern stehen 45 Ratssitze 
zur Verfügung, hier müssen aber für ein 
Mandat 666 Einwohner gewonnen werden. 
In einer Kommune mit 700000 Einwohnern 
hat der Rat der Stadt 91 Mitglieder, auf 
7692 Einwohner kommt ein Mandat. 

Da die SPD vorrangig in größeren Städten 
ihren Wahlsieg errang, während die CDU 
in vielen mittleren und kleinen Gemeinden 
erfolgreich war, ergeben sich die auffallen- 
den Mandatsunterschiede. Darüber hin- 
aus profitierte die CDU mehr als die SPD 
aus der „politischen Konkursmasse der 
FDP* 

kommunale Mandate in Nordrhein-Westfalen 
^hlen 

Wahl 
Kr, 

am 30. September 1984 

9ebiet 

öa* 

31 Kreistage 
371 Städte und 
Gemeinden 

CDU 
975 

SPD 

782 

6828      5411 

612 749 

FDP 

79 

557 

32 

Grüne 
163 

731 

129 

Sonst. 

8 

573 

29 

2007 

14100 

1551 23 Räte 

155 Bezirksvertre- 
tungen 

in 580 Vertretungen 

= in % 

Gemeinden (Titz und Kürten) sind Nachwahlen erforderlich. Diese Gemeinden konnten in- 

1101 1316 64 226 20 2727 

9516 8258 732 1249 630 20385 

46,68 40,51 3,59 6,13 3,09 100,00 

f0'gedes sen hier nicht erfaßt werden. 
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ZIVILDIENST 

Neuregelung des 
Gesetzes hat sich 
bewährt 
Die Neuregelung des Kriegsdienst- 
verweigerungsrechtes ermöglicht ei- 
nen raschen Abbau des Antrags- 
staus, eine zügige Behandlung aller 
Neuanträge und führt damit zu stei- 
genden Zivildienstleistendenzahlen, 
obwohl die Zahl der Anträge auf 
Kriegsdienstverweigerung um 28 
Prozent im Vergleich zu den Vorjah- 
ren gesunken ist. 

Im neuen schriftlichen Verfahren wurden 
bereits in diesem Jahr 20000 Antragstel- 

ler anerkannt. 32 Anträge wurden abge- 
lehnt, weil die Antragsteller keine vom 
Grundgesetz geschützten Gewissens- 
gründe angegeben hatten, 337 Anträge 
wurden trotz mehrfacher Aufforderung 
nicht vervollständigt, daher konnten die 
Antragsteller nicht anerkannt werden. Die 
Neuregelung hat sich als ein rasches und 
faires Verfahren erwiesen, sie hat sich be- 
währt, stellte Bundesjugendminister Hei- 
ner Geißler in Bonn fest. 

Im Oktober 1984 leisten 41000 Zivildienst- 
leistende in 13319 Beschäftigungsstellen 
ihren Dienst in Krankenhäusern, Pflege- 
heimen, Behinderteneinrichtungen, in an- 
deren sozialen Diensten und im Umwelt- 
schutz. Das ist ein neuer Höchststand, 
der durch den Abbau des Antragsstaus 
entstanden ist. Durch die Bereitstellung 
von Aufwandszuschüssen ist dafür Sorge 
getragen, daß die notwendigen Zivildienst- 
plätze auch zur Verfügung gestellt wer- 
den. Jeder Zivildienstpflichtige wird auch 
tatsächlich zur Ableistung seines Zivil- 
dienstes herangezogen. Dies wird durch 

eine Steigerung der Platzzahlen im Z'v 

dienst gesichert, wobei auch neue c* 
satzfelder erschlossen werden. 7 

In einem Modellversuch in Köln, der in V* 
sammenarbeit mit den örtlichen Krank 
anstalten geschieht, wird derzeit der c 
satz von 60 Zivildienstleistenden in 
nachsorgenden Betreuung von KranK® 
hauspatienten erprobt. Die Zivildienst 
stenden treffen bereits im Krankenh* 
mit den Patienten zusammen, die nacn 
rer Entlassung Hilfen zur Erhaltung 

und 
welt 

Erweiterung von Kontakten zur UtfJ* 
Hilfen im Haushalt und pflegerische nw 
benötigen und werden dort auf diese 
tigkeiten vorbereitet. Nach der Entlasst 
von Patienten betreuen die Zivildiens 
stenden diese in ihrer Wohnung. Der 0 
desminister für Jugend, Familie und 
sundheit, Heiner Geißler, hat das Pro9!L. 
Institut beauftragt, diesen Versuch 
senschaftlich zu begleiten und ausZLJ_uri- 
ten und die Möglichkeiten und Bedin£vj|- 
gen eines sinnvollen Einsatzes von 
dienstleistenden in der Krankenhausn 

sorge zu ermitteln. Q. 

Die durch die Forschung gewonnene 
kenntnisse sollen die Basis für die 9r ^ 
sätzliche Entscheidung darüber sei < ,ß 

in Zukunft bundesweit Zivildienstleist t 

in der Krankenhausnachsorge einge Q. 
werden sollen. Inzwischen hat das . 
gnos Institut einen Zwischenbericht 
den Stand des Modellversuches abg

kUV 
ben. Hierbei sind die positiven Auswi . 
gen einer solchen Krankenhausnach ^ 
schon durch die ersten Ergebnisse ^, 
kennen: Für die betroffenen Patienten .^ 
kürzt sich die Dauer des Aufenthalt« n 

Krankenhaus, weniger Patienten mu 
in eine Heimunterbringung e'n9e^ \? 
werden, und die selbstverantwortlich ^ 
bensführung der Betroffenen wird n ^ 
weislich gestärkt. Zivildienstleistend ^ 
fen bei der Haushaltsführung, bei de ^ 
perpflege, bei Gehübungen und 
Sprechübungen. 



Zur Sache:  
£fe von der SPD angekündigte „Katastrophe" 
f'hdet nicht statt 

Lehrstellen - Rekord 1984 
&£tÜ984 ist wieder ein Rekord-Jahr: 
* Noch nie hat es in der Bundesrepublik Deutschland so 
jje/e Lehrlinge gegeben. 
* Afoc/i nie hat es gleichzeitig so viele Ausbildungs- 
Plätze gegeben. 
ggftojje Regierung Helmut Kohl im Amt ist konnte die 
f^üLder betrieblichen Ausbildungsplätze um 70.000 
W^htwerden. In Mark und Pfennig heißt das: Eine Mil- 
arde Mark zusätzlich für die Berufsausbildung. 

|fc*üm30. September 1984 konnten bereits 700.000 
'SJOgeMenschen einen Ausbildungsvertrag abschließen. 
J^sind 92 Prozent aller Bewerber. Lediglich 58.000 
^endliche suchen noch eine Lehrstelle. Doch die Ar- 
Pe|tsämter haben noch 21.000 offene Plätze zu verge- 
***n. Und die Wirtschaft will ihr Angebot noch einmal 
ernohen. 
yjgfedfe Bundesregierung hat kräftig zugelegt: 
*fast 30.000 Lehrlinge konnten in diesem Jahr ihre Be- 
£fsausbildung beim Bund beginnen. 
* °ie Mittel für das „Benachteiligtenprogramm" wurden 
"^150 Prozent erhöht. 

er Bund ist mit gutem Beispiel vorangegangen. 

CDU 
mm   sicher 

fcs»*«*. mm sozial 
^^Ä„M MM  und frei 
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Zum Beispiel Wuppertal 
Als erste GroBstadt in der Bundesrepublik hat 
Wuppertal eine grüne Bürgermeisterin. Sie ist 
neben einem CDU-Kollegen einer der Stellver- 
treter des neuen Stadtoberhaupts, in dessen 
Amt ebenfalls eine Frau gewählt wurde. Die 
Entscheidung des Rats hat eine Reihe von Pi- 
kanterien. 
Immerhin handelt es sich um die Stadt, in der 
Nordrhein-Westfalens Ministerpräsident Johan- 
nes Rau beheimatet ist, in der er selbst einmal 
zeitweilig die Kette des Oberbürgermeisters 
getragen hat. Die Entscheidung über das rot- 
grüne Bündnis fiel an demselben Tag, an dem 
Rau den Grünen abermals die kalte Schulter 
gezeigt hat, falls diese bei der Landtagswahl im 
Mai nächsten Jahres als Mehrheitsbeschaffer 
der SPD gebraucht werde und zu radikale Be- 
dingungen gestellt habe. 
Wenn auf kommunaler Ebene Machtverschie- 
bungen eintreten, gibt es auch immer Akzent- 
verschiebungen in der Politik vor Ort. Die Grü- 
nen jedoch — das wird jetzt am Beispiel Wup- 
pertal deutlich — geben sich mit kleinen Kor- 
rekturen nicht zufrieden. Sie sind willens und in 
der Lage, eine Stadt zu verändern — sei es nun 
zum Guten oder zum Schlechten des Bürgers, 

wobei fast immer noch zu diskutieren lS\g0 
sich als nützlich oder nachteilig herauss 
wird- «erde* 
Wie auch immer: Wuppertals Bürger     ^p. 
bald zu spüren bekommen, was diel<le"^ n vßf' 
pe der Grünen in ihrem Rat zu beW,rJflrei0' 
mag. Eine besonders komfortable und o ^ 
gelegte Landstraße, seit Jahren im Bau, ^ 
jetzt nicht vollendet. Dabei war es gej? eine$ 
SPD, die sich für diesen Schnellweg, a isC^ 
der schönsten Waldgebiete des Be%t /?*'• 
Landes zerschneiden sollte, ein9eseLricKe,)' 
Was bleibt? Verschlammte Trassen, &' jef,ge 
die ihre Funktion verloren haben, koS^njc^s 

Schallschutzmauern, die für viel Lärm urr v0p 
errichtet wurden. Dafür wurden Tausen 
Bäumen gefällt. .. j$t, 
Man kann darüber diskutieren, ob es ric ^ 
daß dieses Monstrum nicht gebaut w ^ 
auch andere Straßenbauprojekte zU2 M0*P 
kommen, daß man sich künftig auf pa° & i? 
ge konzentrieren will, Industriegew npir 
Schrebergärten umwandelt, aus Ke ,z #6^ 
nen aussteigt, im Winter kein streUS,Lier60i 
verwenden will, aber es ist auch dep':ere^e. 
zu beobachten, wie die bislang allem'fy ^0 
SPD um des Bündnisses mit den GrUIZs,e b'5d 
vieles über die Wupper gehen läßt, *a A{\r\Q^ 
lang als nützlich, vertretbar oder gat .{$S, 
erforderlich betrachtet hat. So sehnen<y 
wenn man einen Bündnispartner brau 
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